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1 Einleitung
Unter Abfallwirtschaftsexperten, aber auch 
in der Politik war die Müllverbrennung seit 
den 1990er Jahren in Deutschland ein be-
herrschendes Thema. Zunächst stand bei 
der Planung der Abfallwirtschaft im Vor-
dergrund, den Standard der Deponierung 
zu verbessern. Die Deponie als Bauwerk 
sollte mehrere, unabhängig von einander 
wirkende Schutzbarrieren aufweisen. Der 
Fokus lag darauf, den Abfall durch eine ent-
sprechende Vorbehandlung selbst zu einer 
wirksamen Barriere zu machen. So sollte 
der Abfall weitgehend mineralisiert sein 
und dadurch keine chemischen Reaktionen 
und problematische Emissionen in die Um-
welt hervorrufen können. 

Zunehmend rückte dann die Rückgewin-
nung von Energie und/oder Rohstoffen in 
den Blickpunkt, wobei die möglichen Po-
tenziale jedoch nur ungenügend ausge-
schöpft wurden. Schließlich trat der Klima-
schutz als politische Zielsetzung in den 

Vordergrund der Regulierung. Durch Ab-
fallvorbehandlung, beispielsweise Abfall-
verbrennung, kann die Methanbildung auf 
der Deponie reduziert beziehungsweise mi-
nimiert werden. Methan weist ein hohes 
Treibhausgaspotenzial auf. Aktuell wird der 
Faktor 28 gegenüber CO2 fossilen Ur-
sprungs angenommen. Im Allgemeinen 
trägt die Deponierung von Ab fällen, wenn 
keine Abfallvorbehandlung praktiziert wird 
(und wenn der technische Standard der De-
ponien auch nicht hoch ist, also etwa keine 
Gasfassung erfolgt), in einem Bereich von  
5 bis 10 Prozent zum na tionalen Treibhaus-
gasinventar bei.

Abbildung 1 zeigt, wie in Deutschland 
durch Abfallvorbehandlung, insbesondere 
durch die flächendeckende Installation von 
Müllverbrennungsanlagen, die Treibhaus-
gasemissionen aus dem Abfallsektor seit 
1990 gesunken sind und aufgrund der 
 Beendigung der Ablagerung unbehandel-
ten Abfalls Mitte 2005 noch weiter sinken 
werden. 
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Die Abfallverbrennung und auch die stoff-
liche Verwertung von Abfällen weisen noch 
einen zweiten Vorteil auf: Sie sparen Primär-
energie beziehungsweise Primärrohstoffe 
ein. Beides kann in Treibhausgaseinsparun-
gen (in CO2-Äquivalenten) umgerechnet 
werden. Abbildung 2 zeigt die Entwicklung 
in Deutschland und eine Prognose für das 
Jahr 2020.

Beide Effekte, die Reduzierung der Methan-
emissionen aus der Deponierung und die 
Rohstoff- und Energiegewinnung, ergeben 
zusammen dann die Entlastung des nationa-
len Treibhausgasinventars. Abbildung 3 zeigt 
dies für Deutschland. Die Abfallwirtschaft ist 
in Deutschland aufgrund des stofflichen Re-
cyclings und der Müllverbrennung der mit 
Abstand bedeutendste Einzelbeitrag in der 
nationalen Treibhausgasbilanz. Der Erfolg 
Deutschlands im Klimaschutz mit einer Re-
duzierung der Treibhausgasbilanz um über 

20 Prozent baut daher sehr stark auf die Erfolge der Abfallwirt-
schaft auf. Dennoch ist die Müllverbrennung auch in Deutschland 
weiterhin umstritten. Das Hauptargument, das Kritiker vorbrin-
gen, sind die potenziellen Emissionen, die mit diesem Verfahren 
verbunden sind.

2  Anforderungen des Immissionsschutzes  
an Müllverbrennungsanlagen

2.1  Grenzwerte und Betriebswerte von MVA 
in Deutschland

Die Begrenzung der Emissionen von Müllverbrennungsanlagen 
(MVA) wurde in Deutschland über die 17. Verordnung zum Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (17. BImSchV) geregelt. Tabelle 1 
zeigt, dass die 17. BImSchV die vergleichsweise schärfsten Grenz-
wertfestlegungen enthält. Als Vergleich können die Verordnung 
für Großfeuerungsanlagen (13. BImschV) herangezogen werden, 
die die Emissionen für Kraftwerke regelt, oder auch die TA Luft, 
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Abbildung 1:  Entwicklung der Verbringung organischen Abfalls auf, der Methanbildung  
in und der Methanfreisetzung aus Deponien in den Jahren 1990 bis 2050,  
in Mio. Mg CH 4 [1]

Abbildung 2:  Stoffliche Verwertung und Verbrennung von Abfällen 
spart rund 1 Prozent des Primärenergieverbrauchs in 
Deutschland (BMU 2007, zit. in [2])

Abbildung 3:  Die Abfallwirtschaft in Deutschland entlastet die 
nationale Treibhausgasbilanz [3]

Schadstoff TA Luft 
Allgemeine 

Anforde-
rungen

13. 
BImSchV 
Großfeue-
rung wie 

Kohle >300 
Megawatt

17. 
BImSchV 
für MVA

Reale MVA, 
gemessen

Org. Stoffe (Cges.) 50 – 10 1 

Kohlenmonoxid (CO) – 200 50 10 
Chlorwasserstoff (HCl) 30 nicht  

relevant 
10 1 

Fluorwasserstoff (HF) 3 nicht  
relevant 

1 0,1 

Schwefeldioxid (SO2) 350 200 50 1,5 
Stickoxide (NO2) 350 200 200 60 
Staub 20 20 10 1 
PCDD/PCDF 0,1 ng TE - 0,1 ng TE 0,005 ng TE 
PCDD/PCDF in Anlagen 
der Metallindustrie 

0,4 ng TE - - - 

Tabelle 1: Vergleich der Emissionsgrenzwerte unterschiedlicher 
Rechtsvorschriften in Deutschland und real gemessener Werte in 
MVA, in Milligramm (mg) pro Normkubikmeter (Nm3), PCDD/
PCDF in Nanogramm (ng) Toxizitätsäquivalente (TE) pro Nm3 [4]
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die in Deutschland das Emissionsniveau für 
alle sonstigen Industrieanlagen festlegt.

Im Jahr 2000 wurden auch in der Europäi-
schen Union Mindestanforderungen an den 
Immissionsschutz und die Emissionsbegren-
zung von Müllverbrennungsanlagen einge-
führt [5]. Die Emissionsgrenzwerte sind für 
die relevanten Schadstoffe der 17. BImSchV   
nachempfunden, für wenige Parameter aber 
auch leicht abgeschwächt worden.

Tabelle 1 zeigt auch, dass der Abstand zwi-
schen Grenzwerten und Betriebswerten für 
Müllverbrennungsanlagen besonders groß 
ist. Die Rauchgasreinigungstechnik ist in der 
Regel so hoch gerüstet, dass die Betriebswer-
te deutlich niedriger gefahren werden kön-
nen, als dies die Grenzwerte verlangen wür-
den. Dieser große Abstand senkt die realen 
Emissionen deutlich unter dem, was vorge-
schrieben ist, und er stellt damit auch sicher, 
dass im Alltagsbetrieb Grenzwertüberschrei-
tungen nicht vorkommen. 

Abbildung 4 zeigt dies für den Parameter 
Staub für die in Deutschland betriebenen 
MVA. Jeder Balken steht für eine MVA und 
repräsentiert den Mittelwert aller über ein 
Jahr gemessenen Tagesmittelwerte. Der 
Emissionsgrenzwert ist in der 17. BImSchV 
mit 10 Milligramm pro Kubikmeter (mg/m3) 
festgelegt. Man erkennt, dass selbst die leis-
tungsschwächeren MVA im Bereich von  
2 mg/m3 liegen und sehr viele Anlagen sogar 
um den Faktor 10 unterhalb des Grenzwertes 
gefahren werden. Im Mittel fährt nahezu kei-
ne Anlage höhere Werte als 2 mg/m3 im All-
tagsbetrieb, das heißt beinahe alle Anlagen 
liegen unter 20 Prozent des Grenzwerts von 
10 mg/m3. Die Werte sind belastbar, da Staub 
in den MVA kontinuierlich gemessen werden muss und die Mess-
werte parallel online via Internet auch den Behörden „just in time“ 
vorliegen.

Derartig hohe Abstände zwischen Grenzwert und Betriebswert 
können auch für die anderen regulierten Schadstoffe berichtet 
werden. Lediglich bei Stickoxiden (NOx) ist der Abstand geringer, 
je nach eingesetzter Technologie. 

2.2 Einzelfallregelungen
Nach Immissionsschutzrecht hat die Behörde im Genehmigungs-
verfahren im Einzelfall zu prüfen, ob der Betrieb nach den Vorga-
ben der 17. BImSchV (allgemeiner Stand der Technik) in der Lage 
ist, im Hinblick auf die lokale Situation den Schutz von Mensch 
und Umwelt sowie die Vorsorge sicherzustellen. So können die Ge-
nehmigungsauflagen für Müllverbrennungsanlagen in der Geneh-
migungspraxis der Behörden teilweise deutlich über die Anforde-
rungen der 17. BImSchV hinausgehen. Auch kann der Betreiber 
von sich aus – etwa aus Akzeptanzgründen – die Festlegung schär-
ferer Genehmigungswerte beantragen. 

Im Fall der MVA Bielefeld etwa wurde der Genehmigungswert 
für NOx mit 100 statt 200 mg/m3 festgesetzt. Abbildung 5 zeigt, wie 
sich die Emissionskonzentrationen der MVA Bielefeld für 2007 im 
Vergleich zu den Grenzwerten der 17. BImSchV (auch NOx) dar-
stellen [8]. 

Anlagen mit derartig niedrigen Emissionswerten befinden sich 
allerdings im oberen Drittel der in Betrieb befindlichen MVA.

2.3 Belastungen am Standort
Da MVA Strom produzieren, kann ermittelt werden, wie hoch der 
Schadstoffrucksack einer Kilowattstunde aus der Müllverbren-
nung verglichen mit konventionell produziertem Strom ist. Der 
Strom aus der Müllverbrennung hat in Deutschland einen kleine-
ren Rucksack als konventionell produzierter Strom. Mit derartigen 
Berechnungsgrößen lassen sich dann auch regionale Bilanzen er-
mitteln. In einer Untersuchung zur thermischen Abfallverwertung 
im Bundesland Nordrhein-Westfalen kommen die Autoren bei-
spielsweise zu dem Ergebnis, dass sich die Schadstoffbilanz des 
Landes durch die Müllverbrennung verbessert hat; beispielsweise 
für SO2-Äquivalente um 3.300 Tonnen pro Jahr (Mg/a) und für Ar-
sen-Äquivalente um 1,1 Mg/a [8]. 

Kann es im Umfeld von MVA zu erhöhten Belastungen durch 
den Anlagenbetrieb kommen? Die Antwort auf diese Frage lautet: 
Ja, weil trotz der strengen Rechtsetzung und Überwachung die 
Emissionen nicht Null sind. Und der Hinweis auf andere In-
dustrieanlagen, die viel höhere Emissionen verursachen, ist bei ei-
nem konkreten Genehmigungsverfahren für den Neubau einer 
Anlage nicht relevant. Vielmehr ist in jedem Einzelfall zu ermit-
teln, wie hoch die voraussichtliche Zusatzbelastung einer geplan-
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Abbildung 4:  Spannweite der Betriebswerte der deutschen Müllverbrennungsanlagen,  
hier Staub. Datenquelle: Öffentlich zugängliche Angaben der Betreiber und 
Annahmen des IFEU, 2007 [6]

Abbildung 5:  Emissionsdaten 2007 der MVA Bielefeld (in Prozent) im Vergleich zu den 
Grenzwerten der 17. BImSchV (auf 100 Prozent gesetzt)
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ten Anlage sein wird und wie sich diese Belastung auf die Nachbar-
schaft auswirken kann. 

Die Gesamtbelastung in der Nachbarschaft eines Standortes 
setzt sich aus der bestehenden Vorbelastung (Hintergrundbelas-
tung) und der Zusatzbelastung zusammen, die durch die geplante 
Anlage zu erwarten ist. Die Zusatzbelastung wird in Deutschland 
anhand eines rechtlich normierten Verfahrens (TA Luft, Prognose-
modell Lagrange) errechnet. Die zukünftige Gesamtbelastung ist 
dann die Summe der Vorbelastung und der Zusatzbelastung.

Aus umweltmedizinischer Sicht ist die Bewertung der Gesamt-
belastung entscheidend, da hier nicht nur die zusätzlichen Emissi-
onen aus einer geplanten (oder realisierten) Anlage, sondern auch 

die vorhandenen Immissionen berücksichtigt werden, die aus ver-
schiedenen anderen Emissionsquellen gespeist werden.

Tabelle 2 zeigt am Beispiel der 2005 in Betrieb gegangenen MVA 
Lauta in Ostdeutschland, wie sich an diesem Standort Vorbelas-
tung und Zusatzbelastung für einzelne umweltmedizinisch beson-
ders relevante organische Schadstoffe darstellen. 

Die Autoren Eikmann/Eikmann hierzu: „Sowohl bei den organi-
schen Substanzen als auch bei den (an Staub gebundenen) Metal-
len wird deutlich, dass die gemessene Vorbelastung durch die er-
rechnete Zusatzbelastung praktisch nicht geändert wird. Bei den 
organischen Substanzen beträgt der Anteil der Zusatzbelastung an 
der Gesamtbelastung zwischen 0,32 und 0,007 Prozent. Bei den 
Metallen liegt dieser Anteil im Schwebstaub in einem etwas höhe-
ren Bereich zwischen 6,63 und 0,04 Prozent, im Staubniederschlag 
jedoch lediglich zwischen 0,31 und 0,04 Prozent.“ [9]

Die Zusatzbelastung durch die Emissionen moderner Anlagen 
liegt also deutlich unterhalb von 1 Prozent. Diese Größenordnung 
kann als typischer Wert für derartige Anlagen angesehen werden.

Bleibt die Frage, ob es trotz der sehr niedrigen Zusatzbelastung 
über längere Zeiträume zu Anreicherungen im Umfeld der Anlagen 
beispielsweise im Boden kommen kann. Das Landesamt für Um-
welt des Freistaates Bayern hat in den 1980er und 1990er Jahren in 
der Umgebung von Müllverbrennungsanlagen untersucht, ob sich 
in der Nachbarschaft dieser Anlagen Schadstoffe im Boden oder 
der Vegetation anreichern. Es konnten keine Anreicherungen fest-
gestellt werden. Die meisten dieser Messprogramme wurden daher 
zwischenzeitlich wieder eingestellt [10]. 

Ein weiteres Thema des Immissionsschutzes waren einzelne 
Schadstoffe, von denen eine besonders hohe 
Schadwirkung ausgehen sollte. Hier wurde 
besonders die Stoffgruppe „Dioxine“ (genau-
er Polychlorierte Dibenzodioxine und Di-
benzofurane) genannt. Die toxikologisch re-
levanten Einzelverbindungen werden mittels 
Umrechnungsfaktoren auf eine gemeinsame 
Einheit berechnet, und zwar auf Toxizitäts-
äquivalente zum 2,3,7,8-Tetrachlordibenzo-
dioxin (TCDD). Dieses Dioxin besitzt das 
weitaus höchste toxische Potenzial und war 
beispielsweise für die schweren Erkrankun-
gen verantwortlich, die durch den Chemie-
unfall in Seveso in Norditalien bei Betroffe-
nen ausgelöst worden sind.

Hohe Dioxinemissionen waren ein Cha-
rakteristikum bestimmter Techniken, auch 
der Müllverbrennung, wie Abbildung 6 zeigt. 

Allerdings sind die Dioxinemissionen, die 
von heutigen Anlagen ausgehen, aufgrund 
der gesetzlich geforderten mehrstufigen Ab-
gasreinigung nur noch vergleichsweise sehr 
gering. Und selbst auf dem heute geltenden 
sehr niedrigen Emissionsniveau insgesamt 
dominieren mit Abstand andere Quellen. Di-
oxinemissionen sind demnach heute kein 
Charakteristikum mehr für die Abfallver-
brennung. Dies zeigen auch die Abgasmes-
sungen von Müllverbrennungsanlagen. 

Da PCDD/PCDF aus technischen Grün-
den nicht kontinuierlich gemessen werden 
können, sind in Deutschland mehrmals im 
Jahr umfangreiche Einzelmessungen vorge-
schrieben. Abbildung 7 zeigt, dass auch hier 
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Dioxine & Furane Benzo-a-pyren (BaP) Benzol 
Vorbelastung 
SSt 60 fg/m3 0,72 ng/m3 2 μg/m3 
StN 3,7 pg/(m2 x d) – –
Zusatzbelastung 
SSt 0,14 fg/m3 0,0014 ng/m3 0,000143 μg/m3

StN 0,012 pg/(m2 x d) 0,12 ng/(m2 x d) –
Gesamtbelastung 
SSt 60,14 fg/m3 0,7214 ng/m3 2,000143 μg/m3 
StN 3,712 pg/(m2 x d) – – 
Anteil der Zusatzbelastung an der Gesamtbelastung 
SSt 0,23 % 0,19 % 0,007 % 
StN 0,32 % – –

Tabelle 2:  Vorbelastung und Zusatzbelastung für toxikologisch 
relevante Schadstoffe errechnet für eine geplante MVA [9], 
SSt = Schwebstaub, StN = Staubniederschlag

Abbildung 6: Dioxinemissionen nach Quellgruppen in Deutschland 1990 bis 2007 [11]

Abbildung 7 : Spannweite der Betriebswerte der Deutschen Müllverbrennungsanlagen, 
hier PCDD/PCDF. Datenquelle: Öffentlich zugängliche Angaben der Betreiber und 
Annahmen des IFEU, 2007 [6]
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der Sicherheitsabstand zwischen Betriebswerten und Grenzwert 
von 0,1 ng TE/Nm3 hoch ist. In vielen Anlagen beträgt der Abstand 
mehr als eine Größenordnung (mehr als Faktor 10).

3  Anforderungen des Immissionsschutzes an 
nicht-thermische Abfallvorbehandlungsanlagen

Neben der thermischen Abfallbehandlung wurde in den 1990er 
Jahren als Alternative die Mechanisch-Biologische Abfallbehand-
lung (MBA) entwickelt. In der ersten Phase dieser Entwicklung 
traten viele Umweltprobleme auf. Daher hat der Gesetzgeber 2001 
einen rechtlichen Rahmen für die MBA geschaffen (30. BImSchV). 
Ein Ziel dieser Verordnung war es, die Emissionen aus der MBA 
auf das Niveau der Müllverbrennung abzusenken. Tabelle 3 zeigt 
die Grenzwerte, die der Gesetzgeber für den Betrieb von MBA fest-
gelegt hat.

Im Hinblick auf den Immissionsschutz stellen die leichtflüchti-
gen organischen Schadstoffe das Hauptproblem der MBA dar. Da-
her ist ein Frachtgrenzwert für organische Stoffe eingeführt wor-
den. Es werden spezielle thermische Abgasreinigungstechniken 
eingesetzt, um diesen Grenzwert einzuhalten.

4 Akzeptanz von Abfallbehandlungsanlagen
Die Konflikte um Techniken und Standorte für technische An-
lagen haben nicht nur in Deutschland und Europa zum Teil sehr 
große Ausmaße erreicht. Die aktuellen Standortkonflikte um 
 geplante Müllverbrennungsanlagen und auch Deponien etwa in 
der Volksrepublik China [12] zeigen, dass man dem Thema mit 
dem Hinweis auf „German Angst“ nicht ge-
recht wird.

Die schwerwiegenden Konflikte haben in 
Politik und Forschung zu der Frage geführt, 
ob diese Konflikte nicht vermeidbar sind, 
wenn man die Technikgestaltung stärker ak-
zeptanzorientiert durchführt. Aber diese An-
sätze sind wissenschaftlich gescheitert, weil 
das Akzeptanzverhalten der Bevölkerung 
hoch komplex ist und sich auch kaum prog-
nostizieren lässt. Dennoch muss man sich in 
der Praxis bei abfallwirtschaftlichen Projek-
ten mit diesem schwierig fassbaren Thema 
auseinandersetzen und Wege finden, wie 
man die Akzeptanz steigern kann.

4.1 Immissionsschutz und Akzeptanz
Eine Müllverbrennungsanlage oder eine an-
dere Abfallbehandlungsanlage muss die oben 
genannten immissionsschutzrechtlichen An-
forderungen erfüllen, die in Europa gelten. 
Eine Anlage, die diesen Standard nicht erfüllt 
oder im Betrieb verletzt, ist nicht akzeptabel.

Aber findet eine Anlage, die die oben be-
schriebenen rechtlichen Anforderungen er-
füllt beziehungsweise übererfüllt, Akzeptanz 
in der Nachbarschaft beziehungsweise unter 
der Bevölkerung?

Die voraussichtlichen oder tatsächlichen 
Emissionen sind erfahrungsgemäß ein Haupt-
punkt im Konflikt um den Bau von thermi-
schen Abfallbehandlungsanlagen, aber auch 
beim Bau anderer Abfallbehandlungsanlagen 

und auch beim geplanten Bau von Deponien. Es gibt europaweit 
gemeinsame Mindestanforderungen für die Begrenzung von 
Emissionen. Darüber hinaus gibt es in einzelnen Mitgliedsstaaten 
zusätzliche, weitergehende Anforderungen beispielsweise an die 
Abgasreinigung, so in den Niederlanden, in Österreich, aber auch 
in Deutschland.

Weiter gibt es, wie oben dargestellt, einen zum Teil beträchtli-
chen Abstand zwischen den Betriebswerten, die im Alltagsbetrieb 
erreicht werden, und den genannten Grenzwerten. Auch diese Zu-
sammenhänge und entsprechende Daten sind mittlerweile leicht 
verfügbar. Daher hat sich in vielen Standortkonflikten in Deutsch-
land in den vergangenen Jahren die Akzeptanzfrage auf die tat-
sächliche Leistungsfähigkeit der Abgasreinigung verlagert. Stand-
ortgegner ziehen die Betriebswerte der besten Anlagen heran und 
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Grenzwerte für Emissions- 
konzentrationen

Tagesmittelwerte Halbstunden-
mittelwerte

Gesamtstaub 10 mg/m3 30 mg/m3

Organische Stoffe  
(Gesamtkohlenstoff)

20 mg/m3 40 mg/m3

Einzelmesswerte
Geruchsstoffe 500 GE/m3

PCDD/PCDF, angegeben als Summen-
wert (2,3,7,8-TCDD-Toxizitätsäquivalent)

0,1 ng TE/m3

Grenzwerte für Emissionsfrachten Monatsmittelwerte für 1 Mg Abfall
Distickstoffoxid (Lachgas, N2O) 100 g/Mg
Organische Stoffe (Gesamtkohlenstoff) 55 g/Mg

Tabelle 3:  Emissionsgrenzwerte der 30. BImSchV in Deutschland für 
die Mechanisch-Biologische Abfallbehandlung (MBA)

Abbildung 8: Vergleich verschiedener Verfahren zur Staubabscheidung [13]

Abbildung 9: Vergleich verschiedener Verfahren zur HCl-Abscheidung [13] 
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fordern, dass die geplante Anlage ebenfalls diese Werte erreichen 
beziehungsweise diese Ausstattung haben sollte. Die betroffenen 
Bürger erwarten, dass die „besseren“ beziehungsweise „besten“ 
Systeme eingesetzt werden. Abbildung 8 und Abbildung 9 zeigen 
exemplarisch die Unterschiede in der Reinigungsleistung von 
mehreren Systemen. 

Generell ist zu daher zu beobachten, dass Anlagen, die im Be-
trieb nur knapp die Grenzwerte unterschreiten, auf erhebliche Ak-
zeptanzprobleme stoßen. Und viele nicht realisierbare Standort- 
beziehungsweise Anlagenplanungen sind an diesem Problem ge-
scheitert.

Finden Projekte Akzeptanz, die einen hohen Immissionsschutz 
anstreben? Sie werden es in der öffentlichen Diskussion sicher ein-
facher haben und der Widerstand fällt in der Regel geringer aus. 
Aber der Immissionsschutz ist nur ein Konfliktfeld von mehreren.

4.2 Die Verteilung von Lasten
Eine weiteres Konfliktfeld stellt die Lastenverteilung dar, die mit 
Standortentscheidungen verbunden ist. Gerade die Ökonomie, 
aber manchmal auch die Ökologie zwingt dazu, zentrale, also grö-
ßere Anlagen zu realisieren. Diese Zentralisierung führt aber dazu, 
dass die Standortbetroffenen diese Lastenverteilung als ungerecht 
empfinden.

Die Lasten oder „Zumutungen“, die am Standort akzeptiert wer-
den sollen, sind unter anderem die oben beschriebenen zusätzli-
chen Emissionen. Nun kann man, wie dargestellt, insbesondere 
wenn der Anlagenstandard ambitioniert geplant ist, argumentie-
ren, dass die Emissionen beziehungsweise Risiken für die Nach-
barschaft niedrig sind und viele ansonsten allgemein akzeptierte 
Aktivitäten höhere Emissionen beziehungsweise Risiken nach sich 
ziehen. Man wird auch die Vorteile des technischen Fortschritts ei-
ner modernen Abfallbehandlungsanlage gegenüber dem heutigen 
Status quo erläutern können. 

Es wäre aber nicht redlich, wenn man die zusätzlichen Emissio-
nen am Standort durch eine geplante Anlage negieren würde. Um 
die Sichtweise von Betroffenen nachzuvollziehen, muss man sich 
in deren Lage versetzen: Also bezeichnen wir diese Emissionen 
ebenso wie den Anlieferverkehr, sonstigen Lärm und den opti-
schen Eindruck eines Baukörpers als Nachteil, als Last oder als 
„Zumutung“ im Wortsinn und lösen uns für einen Augenblick  
von der Frage, ob diese Lasten hoch beziehungsweise bedeutsam 
sind. Während Aktivitäten mit vergleichbaren oder höheren 
 Risiken individuell durch Entscheidungen kontrolliert werden 
können, ist dies für die Last, die von einem Technik-Standort 
 ausgeht, nur schwer oder nicht möglich. Die individuellen Op-
tionen der Einflussnahme auf die Lasten, die mit einem techni-
schen Fortschritt verbunden sind, definieren sehr stark die Akzep-
tanz-Situation [14]. Während man bei einem neuen technischen 
Produkt die Wahl hat, es zu kaufen und zu nutzen und damit  
die gegebenenfalls hiermit verbunden Lasten und Risiken im eige-
nen Einflussbereich liegen, ist dies bei Standortkonflikten nicht 
der Fall. Dies beeinflusst anscheinend sehr stark die Bereitschaft 
zur Akzeptanz. 

Kombiniert sich dieses Gefühl des Ausgeliefertseins nun mit 
dem Problem der Lastenverteilung, verschärft sich der Konflikt. 
Gerade für zentrale Abfallbehandlungsanlagen ist es die Regel, 
dass eine kleine Anzahl von Standort-Bürgern die Lasten von einer 
großen Anzahl von Abfall-Bürgern tragen soll. Und die Lasten 
sind vorhanden, und seien sie nur psychologischer Natur. Derarti-
ge Vorbehalte können sich in harten Konsequenzen auswirken, 
beispielsweise dass der Wert oder die Verkaufserlöse von Grund-
stücken und Immobilien sinken.

Aus der Akzeptanzforschung wissen wir, dass der Mensch be-
wusst oder unbewusst für sich Risiken und Nutzen bilanziert und 
eigene Werturteile entwickelt. So ist eines der Kernprobleme etwa 
der Grünen Gentechnik, dass dem Konsumenten von Agrarpro-
dukten bis heute nicht die eigenen Vorteile einer gentechnisch ver-
änderten Tomate einleuchten. Gibt es erkennbare Vorteile für den 
Standortbürger durch eine geplante Anlage? In der Regel nicht. So-
mit wäre die Bilanzierung für ihn klar. Anders sähe dies aus, wenn 
es Vorteile und Nutzen gäbe, die man auch für sich nutzbar ma-
chen könnte. Dies müssen nicht unbedingt große Finanztransakti-
onen sein. In den meisten Standortkonflikten wird dieses Thema 
ausgespart. Selbst die offensichtlichen Vorteile wie neue Arbeits-
plätze, höhere Wertschöpfung am Standort oder kommunale Ein-
nahmen werden nicht mit dem erforderlichen Nachdruck in die 
Waagschale geworfen. Und so manches könnte darüber hinaus 
entwickelt werden.

Die Verteilung von Lasten setzt Entscheidungen voraus. Ent-
scheidungen wiederum werden in definierten Entscheidungsver-
fahren getroffen. Gerade die Verfahren spielen eine ganz besonde-
re Rolle, um Legitimität zu erzeugen. Demokratie kann nicht be-
deuten, dass sie verträglich mit den Interessen aller Betroffenen ist. 
In demokratischen Verfahren können am Ende Gewinner und 
Verlierer stehen. Es kann das Ergebnis eines Verfahrens sein, dass 
Lasten einer Standortgemeinde zugemutet werden.

Legitimität eines Verfahrens und die fehlerfreie demokratische 
Durchführung eines Verfahrens sollte zu Akzeptanz führen, tut es 
in vielen Fällen aber nicht. Dies liegt in der Natur der Sache der 
oben beschriebenen Interessen. Entscheidend ist, dass die Verlet-
zung von Verfahrensregeln Akzeptanzprobleme erheblich ver-
schärfen kann. Daher geht es in der Praxis darum, die Verfahrens-
fragen sehr ernst zu nehmen, wohl wissend, dass einwandfreie 
Verfahren nur graduell die Akzeptanz verbessern können.

4.3 Allgemeine Technikskepsis
Ein weiteres Konfliktfeld, das beachtet werden muss, ist die allge-
meine Technikskepsis in Teilen der Bürgerschaft. Dies wird ver-
stärkt durch ein verbreitetes sozialpsychologisches Phänomen. 
Zwar werden die Produkte der Industriegesellschaft wie Autos, 
Handys, „Pampers“ oder Computer geschätzt oder geliebt, aber die 
Art, wie sie hergestellt werden, erfüllt uns mit Scham oder wird so-
gar gehasst. Und dieser Widerspruch materialisiert sich vielleicht 
in der zu beobachtenden Verbissenheit, mit der nach wie vor auf 
dem Abfallsektor gestritten wird. Dort setzt sich dieser eigene ge-
lebte Widerspruch frei und führt zur emotionalen Ablehnung von 
Entsorgungsprojekten. Letztlich ist die Skepsis und die Ablehnung 
technischer Projekte der Abfallbeseitigung viel mehr, als nur die 
Technikskepsis etwa gegenüber der Müllverbrennung. Der tiefer 
liegende Konflikt geht um ein weit verbreitetes gespaltenes Ver-
hältnis zu unserem täglichen Konsum – in Menge und Art.
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